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Im Hinblick auf mögliche Folge-
wirkungen der Finanzkrise, ist es
unumgänglich, einem der bedeu-
tendsten Wirtschaftszweige Öster-
reichs, nämlich der Tourismuswirt-
schaft, mit sofortigen nachhaltigen
Maßnahmen unter die Arme zu
greifen. „Deshalb fordern wir vom
RFW antizyklische Werbemaßnah-
men der Österreich Werbung (ÖW)
gemeinsam und in Zusammenar-
beit mit den Landestourismusorga-
nisationen noch vor der Sommer-
saison 2009“, so Matthias Krenn,
Vizepräsident der Wirtschaftskam-
mer Österreich (WKÖ) und stell-
vertretender Bundesobmann des
Ringes Freiheitlicher Wirtschafts-
treibender und Unabhängiger
(RFW).

Die dafür erforderlichen Budget-
mittel sollen laut Krenn von den
„Besitzern“ der ÖW mitgetragen
werden: „Im Umfeld einer schwie-

riger werdenden Konjunktursitua-
tion müssen kräftige antizyklische
Maßnahmen schon jetzt für die
Sommersaison ´09 gesetzt werden,
vor allem in Österreich und bei
denjenigen Nachbarländern, die
innerhalb einer Tagesreise mit dem
PKW in unser schönes Urlaubsland
kommen können“, erklärt WKÖ-
Vizepräsident Matthias Krenn, der
auch Mitglied des ÖW-Präsidiums
ist, weiter seine Forderungen.

Die heimische Tourismuswirtschaft
ist und bleibt eines der wichtigsten
Wirtschaftsstandbeine im Land:
„Die österreichischen Tourismus-
unternehmer bleiben im Land und
wandern nicht in Billigländer ab.
Deshalb muss der Tourismus auch
in diesen schwieriger werdenden
Wirtschaftszeiten mit allen zur
Verfügung stehenden Mitteln rasch
und effizient unterstützt werden,
letztlich geht es auch hier um den

Erhalt von Wertschöpfung und Ar-
beitsplätzen. Jeder Arbeitsplatz im
Tourismus generiert laut einer wis-
senschaftlichen Studie zwei weite-
re Arbeitsplätze im gewerblichen
Umfeld des Tourismus“, betont
Krenn abschließend die Wichtig-
keit dieser Forderung.

WK-Vizepräsident Matthias Krenn:

RFW fordert mehr Budgetmittel 
für touristische Werbemaßnahmen!

Matthias Krenn: 
„Antizyklische Werbekampagnen mit
zusätzlichen Budgetmitteln für die hei-
mische Tourismuswirtschaft unum-
gänglich!“

Für eine sofortige und totale Ausset-
zung des Nichtraucherschutz-Geset-
zes für die Gastronomie spricht sich
Matthias Krenn, Vizepräsident der
Wirtschaftskammer Österreich
(WKÖ) und stellvertretender
Bundesobmann des Ringes Freiheit-
licher Wirtschaftstreibender und
Unabhängiger (RFW) aus: „Dieses
Gesetz ist für die heimischen Ga-
stronomiebetriebe in der prakti-
schen Umsetzung ein logistischer
Müllhaufen. Deshalb fordern wir die
Aussetzung der Beschlüsse für die
Gastronomie, bis es zu einer gesamt-
europäischen Lösung kommt.“
Die Krux an diesem Nichtraucher-
schutz-Gesetz ist vor allem, dass die
große Koalition mit dieser typisch

österreichischen Regelung die heimi-
schen Unternehmer durch die ver-
ordneten Umbaumaßnahmen noch
zusätzlich in finanzielle Unkosten
stürzt. Und das alles im Wissen, dass
ohnehin bald eine europäische Lö-
sung kommen wird. 
Für Vizepräsident Krenn und den
gesamten RFW ist daher eine kom-
plette Aufhebung des Gesetzes für
die Gastronomie unumgänglich: „Bis
es zur europäischen Lösung kommt,
sollen Hotellerie und Gastronomie
auf freiwilliger Basis entscheiden
können. Die öffentlichen Bereiche
sind sowieso schon jetzt rauchfrei zu
gestalten, was natürlich auch so
bleiben muss“, so Matthias Krenn
abschließend.

RFW Krenn:
Nichtraucherschutz-Gesetz aussetzen

Matthias Krenn: 
“Dieses Gesetz ist ein logisti-
scher Müllhaufen!”
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Natürlich muss alles gegen mögli-
che Korruption unternommen wer-
den. Dazu braucht es auch klare
Regeln sowie einen durchsetzbaren
Strafvollzug, um diese Form der
Kriminalität im Keim zu ersticken.
Was es aber nicht braucht, sind
Vorschriften, die es Unternehmen
und vor allem KMU´s künftig un-
möglich machen, Geschäftsanbah-
nung in einem wirtschaftlich ge-
rechtfertigten Maß zu tätigen.

Bundesobmann Amann dazu: „Im
Blickpunkt stehen Weihnachtsge-
schenke sowie Einladungen zu Ge-
schäftsessen und Sport- und Kul-
turveranstaltungen. Nach dem
Antikorruptionsgesetz ist nur mehr
ein geringfügiger Wert unbedenk-
lich und das nur für private Ge-
schäftspartner und Angestellte.
Laut OGH wird die Grenze der Ge-

ringfügigkeit bei einem Betrag von
EURO 100.- angesetzt. Für Amts-
träger gilt diese Geringfügigkeits-
grenze ohnehin nur dann, wenn
kein Konnex zu einer Amtshand-
lung hergestellt werden kann. Mit
dieser strengen Auslegung des Ge-
setzes wird es in Zukunft nun
kaum möglich sein, betriebswirt-
schaftlich vertretbare Geschäfts-
anbahnungen durchzuführen. Für
mich völlig unverständlich, dass
man in der Wirtschaftskrise auch
noch Geldausgaben in heimische
Wirtschaft gesetzlich beschneidet.“

Dieses Gesetz richtet sich nicht nur
an die falsche Klientel, nein es
schwächt zusätzlich den Handel
und Tourismus. Die Absetzbarkeit
für Geschäftsessen beträgt ohnehin
nur 50 Prozent. Diese jetzt auch
noch mit maximal EURO 100.-  zu

beschränken, ist fast schon wirt-
schaftsschädigend. 
Aber auch Kultur- und Sportver-
anstaltungen werden die Zeche für
die überschießende Gesetzgebung
zahlen müssen, denn kein Wirt-
schaftsbetrieb wird es sich in Zu-
kunft leisten können, seine Kunden
zu Kultur- und Sportevents einla-
den zu können. Besonders betrof-
fen sein wird auch der Handel, der
nun einmal vom Weihnachtsge-
schäft lebt, aber das scheint der
Bundesregierung völlig egal zu
sein, so Amann.
Er hätte sich ein Antikorruptions-
gesetz erwartet, welches geeignet
ist, Korruption und Freunderlwirt-
schaft zu bekämpfen, aber nicht
dazu dient, die Wirtschaft mit
kleinkarierten Maßnahmen in ih-
rem ureigensten Handeln zu behin-
dern.

“Handel und Tourismus zahlen die Zeche!”

BO Fritz Amann kritisiert 
überzogenes Antikorruptionsgesetz!

RFW - Bundesobmann 
Fritz Amann: 

„Gerade in der Wirtschaftskri-
se wird auch noch das Geld-
ausgeben in die heimische
Wirtschaft per Gesetz verhin-
dert. ”
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Innsbrucks Innenstadtkaufleute
stöhnen unter Baulärm und rasen-
den  Radfahrern. „Der Neubau des
Kaufhauses Tyrol und parallel dazu
die längst fällige Umgestaltung der
Maria Theresienstrasse zur Fußgän-
gerzone haben die ansässige Betriebe
auf eine harte Geduldsprobe gestellt”,
so der Tiroler RFW Landesobmann
Vescoli. „Das lang anhaltende Baulos
bringt natürlich gewaltige Umsatz-
einbußen, berichteten ihm Betrieb-
sinhaber. Das teilweise rücksichtslose
Befahren der immer halbseitig abge-
sperrten Maria Theresienstraße durch
Radfahrer bringt gerade ältere Kun-
den in  Gefahrensituationen, die dem
Geschäftsgang alles andere als ein-
träglich sind“, ist der Innsbrucker
RFW Obmann besorgt.

„Stadtrat DI Walter Peer hat  we-
nigstens mit mehreren Aktionen
und  Aufbringen von Schwellen da-
für gesorgt , dass  95 % der Radler
jetzt das Tempo reduzieren“ , zollt
Winfried Vescoli dem Verkehrs-
stadtrat Peer Respekt. 

„Ich hoffe, die Rechnung der Stadt
Innsbruck mit der Neugestaltung
der Innenstadt und der sehnsüchtig
erwarteten Inbetriebnahme des
neuen Leitbetriebes – dem Kauf-
haus Tyrol  nächstes Jahr -  geht
auf und alle, gerade auch die  jetzt
belasteten Kaufleute des Innsbruk-
ker  Stadt Zentrums können wieder
Erträge erwirtschaften,“ betont
Komm.-Rat Vescoli.

Innsbrucks Maria Theresienstrasse  soll  zur Prachtstrasse werden, 
dies fordert harten Tribut der Innenstadtkaufleute.

Innsbrucks Innenstadtkaufleute stöhnen

Saisonierkontingente für den Tou-
rismus müssen dem tatsächlichen Be-
darf entsprechen, sagt Stefan Draxl,
RFW-Delegierter zum Tiroler Wirt-
schaftsparlament.

Draxl: „Es gibt kaum Aufzeichnun-
gen, wieviele Personen des verfügba-
ren Arbeitsmarktes für touristische
Dienstleistungsbetriebe ‚nicht ver-
mittelbar‘ sind. Darüber hinaus gibt
es auch wenige Daten darüber, wie
viele Mitarbeiter jährlich aus den bei-
den zuordenbaren Fachgruppen aus-
scheiden und sich in einen anderen
Fachbereich umschulen lassen, ohne
dass vom AMS dafür Ersatzarbeits-

kräfte angeboten werden. Unbekannt
ist auch, wie viele Personen sich in ei-
nem Schulungskurs befinden und für
das genannte Dienstleistungsgewerbe
– in absehbarer Zeit – vermittelbar
sind. Ohne diese Parameter ist die
Entscheidung zur Bereitstellung eines
Saisonierkontingents eine willkürli-
che. 
Daher müsse beim Wirtschaftsmini-
sterium eine aussagekräftige Arbeits-
marktstudie eingefordert werden, die
vor der alljährlichen Saisonierbeur-
teilung bzw. Zuteilung zu erfolgen
habe. Nur so könne eine effizientere
und gerechtere Kontingentzuweisung
erfolgen“,  stellt Draxl fest.

Arbeitsmarktstudie zu Saisoniers notwendig

RFW-Landesobmann Vescoli: “Die Be-
lastung der Innenstadtkaufleute durch
die Baumaßnahmen ist enorm. ”

RFW-Draxl stellt Antrag in Wirtschaftskammer

Anfang Mai besuchten  8 Tiroler Ver-
sicherungsmakler, eingefädelt über
internationale Kontakte und der
Wirtschaftkammer Tirol und mitge-
sponsert von  Donaubrokerservice
Tirol, das Mekka der internationalen
Versicherungswirtschaft, Lloyds  in

London. Für jeden Profi dieser auf-
strebenden Branche ist dieser Be-
such ein absolutes Highlight.

Verbunden mit Besuchen bei inter-
nationalen Brokern und kompeten-
ter Stadtbesichtigung bei Traum-

wetter war die dreitägige Londonvi-
site ein voller Erfolg und zeigt das
gute Klima in dieser Fachgruppe der
Versicherungsmakler Tirol unter
FGO Mag. Thomas Tiefenbrunner
und FGOStv  Komm.-Rat Winfried
Vescoli.

Tiroler Versicherungsmakler in London, im MekkaderVersicherungswirtschaft bei Lloyds
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Unternehmerrallye des RFW Tirol
mit 2 Fiat 500 Kultautos der guten
alten Zeit.
Aufsehen erzeugen seit einiger Zeit
die  zwei  500er Fiat auf Innsbrucks
– und Tirols Strassen, mit welchen
der RFW Tirol  unterwegs ist.
“Raus zu den Unternehmern , vor
Ort die Sorgen und Nöte hören, mit
welchen Tirols Unternehmer derzeit
belastet sind,” so der Tiroler Lan-
desobmann des RFW Tirol, Komm.-

Rat Winfried Vescoli.  Der RFW Ti-
rol hat ein offenes Ohr für die Klein-
unternehmer und bietet Hilfestel-
lung.

Gerade die Bekämpfung der immer
größer werdenen Bürokratie ist
dem RFW ein jahrelanges Anliegen.
“Hier werden wir nicht schweigen
und immer wieder vorstellig werden
bei den Parlamentariern in Wien!” 
Die Klein-und Kleinstunternehmer

sollen wissen, dass  sich der RFW Ih-
rer Probleme annimmt, deshalb fah-
ren wir als zweitstärkste Wirt-
schaftskammerfraktion hinaus und
suchen die persönlichen Gespräche.
“Dieser Service findet bereits riesi-
gen Anklang,“ so Winfried Vescoli,
der die Einzelunternehmer als  erste
Ansprechpartner sieht, die keine
oder wenig  Zeit haben, in die unter-
schiedlichen Standorte der Wirt-
schaftskammer Tirol zu fahren.“

Fiat 500 Kultautos
für RFW-Tirol

Der Tiroler RFW-Obmann Komm.Rat Winfried Vescoli bietet mit den
neuen RFW-Fahrzeugen den Unternehmern besten Vorort Service. GF
Brigitta Sarg (Foto unten) besucht die Betriebe und gibt Hilfestellung. 
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Vorzeitige Abschreibung
Das Bundesministerium für Finanzen hat das Konjunk-
turpaket 2009 zur Begutachtung versandt. Mit diesem
Gesetz soll die Konjunktur gestützt und ein Investitions-
anreiz geschaffen werden. Für körperliche Anlagegüter,
die im Kalenderjahr 2009 oder 2010 angeschafft oder
hergestellt werden, soll es die Möglichkeit einer vorzei-
tigen Abschreibung geben. Diese ermöglicht im Jahr der
Anschaffung eine höhere Abschreibung. Im Anschaf-
fungsjahr können 30 Prozent der Anschaffungs- oder
Herstellungskosten als Abschreibung abgesetzt werden.
Allerdings wird in diesen 30 Prozent die „normale“ Ab-
schreibung mit berücksichtigt. Die vorzeitige Abschrei-
bung ist somit vor allem für Wirtschaftsgüter mit einer
längeren Nutzungsdauer interessant. Bei einer zehnjäh-
rigen Nutzungsdauer beträgt die „normale“ Abschrei-
bung zehn Prozent – für die vorzeitige Abschreibung
verbleiben 20 Prozent. Beträgt die „normale“ Abschrei-
bung z. B. 25 Prozent (Nutzungsdauer vier Jahre) ver-

bleiben für die
vorzeitige Ab-
schreibung nur
noch fünf Pro-
zent. Die Gesamt-
abschreibung be-
trägt maximal 100 Pro-
zent – d. h. die vorzeitige
Abschreibung in den Jahren
2009 oder 2010 reduziert die „normale“
Abschreibung am Ende der Laufzeit. In der Wirkung
führt die vorzeitige Abschreibung nicht zu einer endgül-
tigen Steuerersparnis, sondern nur zu einer Steuerstun-
dung. Ausgenommen von der vorzeitigen Abschreibung
sind z. B. Gebäude, Mieterinvestitionen, Pkws und Kom-
bis (ausgenommen gewerbliche Personenbeförderung
oder Fahrschulkraftfahrzeuge) und gebrauchte Wirt-
schaftsgüter.

Mit 1. Jänner 2009 ist das neue Modell der freiwilligen
Arbeitslosenversicherung in Kraft getreten. Unterneh-
mer können dadurch freiwillig in die Arbeitslosenver-
sicherung eintreten und Arbeitslosengeld beziehen,
wenn sie ihre unternehmerische Tätigkeit beenden

müssen. Die Entscheidung zur freiwilligen Arbeitslo-
senversicherung bindet den Unternehmer jedoch für
die Dauer von acht Jahren, d. h. ein vorzeitiger
Austritt ist nicht möglich. 

Der Eintritt in die freiwillige Arbeitslosenversiche-
rung kann bis zum 31. Dezember 2009 erklärt werden.
Wurde der Antrag vor dem 31. März eingebracht, be-
ginnt die Arbeitslosenversicherung rückwirkend mit 1.
Jänner zu laufen. Für Anträge nach dem 31. März be-
ginnt sie jeweils im Folgemonat. Für den Fall, dass die
Tätigkeit erst im Jahr 2009 begonnen wird, kann der
Antrag innerhalb von sechs Monaten gestellt werden. 

Wird die Antragsfrist versäumt, kann ein neuer Antrag
erst wieder nach acht Jahren gestellt werden. Der
Unternehmer kann zwischen drei monatlichen Bei-
tragsgrundlagen wählen. Die einmal gewählte Bei-
tragsgrundlage kann nachträglich nicht mehr geändert
werden. 
Bei einem monatlichen Beitrag in Höhe von 70,35 Eu-
ro beträgt das monatliche Arbeitslosengeld 566 Euro.
Bei einem Beitrag von 140,70 Euro erhöht es sich auf
886 Euro und bei einem Beitrag von 211,05 Euro be-
trägt das monatliche Arbeitslosengeld 1221,00 Euro. 

Informationen zu den Leistungen der Arbeitslosenver-
sicherung gibt es im Internet unter www.ams.at. 

Neuregelung der freiwilligen Arbeitslosenversicherung für Unternehmer

Mehr Schutz für die Unternehmer
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Neue Zahlen bestätigen RFW-Forderung:

Versicherungspflicht für Freizeitunfälle muß kommen

Gewinne in den Betrieben lassen bringt mehr als die Konjunkturpakete!

RFW will Steuerfreiheit für 
nicht entnommene Gewinne

Der RFW-Bundesobmann Ing. Fritz
Amann forderte den Finanzminister
auf, alle Gewinne, welche im Betrieb
bleiben, steuerfrei zu stellen, um da-
mit das Eigenkapital der Betriebe und
ihre Kreditwürdigkeit zu stärken.

Amann dazu: „Mit dieser Maßnahme
könnte man mehr erreichen als mit
halbherzigen Konjunkturpaketen
oder Geldverschleuderungsaktionen
wie der Verschrottungsprämie. Was
die Betriebe wirklich brauchen, ist
Eigenkapital, um über die Runden zu
kommen. 2008 war ein hervorragen-
des Wirtschaftsjahr mit Rekordge-
winnen. Dafür ist aber die Wirtschaft
sprich Unternehmer und Arbeitneh-
mer verantwortlich und nicht die Po-
litik. 
Daher sollen auch jene davon profi-
tieren und nicht der Finanzminister.
Die Wirtschaft braucht keine Vertei-
lungs- und Subventionspolitik, son-
dern Luft zum Atmen. Die hätte man
jetzt, wenn man nicht wieder vom Fi-
nanzminister über Gebühr geschröpft
würde.“

Auch wenn Pröll als gelernter Bauer
davon ausgeht, dass die Wirtschaft
nur mit Subventionen erfolgreich

funktionieren kann, so sollte er nun
als Finanzminister den Hebel im Kopf
umlegen und erkennen, dass die Pri-
vatwirtschaft aus Leistung, Innova-
tion, ordentlicher Buchführung  und
Einsatz besteht. Die KMU´s sind Lei-
stungsträger und keine Subventions-
empfänger. Jeder Euro, der einem ge-

nommen wird und dann über Umwe-
ge zurückkommt ist nur noch 10 Cent
wert. Das muss auch für die selbster-
nannte Wirtschaftspartei ÖVP klar
sein, und so kann die Antwort auf die
Finanz- und Wirtschaftskrise nur die
sein, dass  alle im Betrieb belassenen
Gewinne steuerfrei zu stellen sind.

Die Wirtschaft wieder in Fahrt bringen, das will der RFW. Eine Maßnahme zur
Stärkung aller Betriebe wäre die Steuerfreiheit für nicht entnommene Gewinne.
So kann man die Eigenkapitalbasis der Betriebe verbessern und somit die Kri-
se abfedern. Diese Maßnahme wäre leicht und rasch umzusetzen. 

Angesichts der täglichen Freizeitun-
fallmeldungen mit schweren Gesund-
heits- und Arbeitsausfallfolgen er-
neuert der RFW seine Forderung
nach Versicherungspflicht von Frei-
zeitunfällen.  
Während die Wirtschaft die Arbeits-
unfälle von Jahr zu Jahr senkt, steigen
die Freizeitunfälle auf nunmehr über
60 Prozent und das macht alle Investi-
tionen der Unternehmen zunichte.
Die Wirtschaft wird um ihre Rendite
ihrer Investition in die Sicherheit der

Arbeitsplätze betrogen. Das muss ge-
ändert werden, denn das hohe Verant-
wortungsbewusstsein der Unterneh-
mer schreit förmlich nach einem ge-
rechten Verteilungsmodell der Kosten
für Unfälle nach dem Verursacher-
prinzip. Diese Zahlen können auch
nicht länger von Arbeiterkammer und
Gewerkschaft ignoriert werden.
Wer diese Kosten den Arbeitgebern in
Zukunft noch aufbürden will, der
handelt verantwortungslos und stellt
sich so in einen totalen Widerspruch

zum geltenden Verursacherprinzip.
Die Versicherungspflicht für Freizeit–
unfälle kann nur so funktionieren,
dass der Dienstgeber- und Dienstneh-
meranteil um den Betrag reduziert
wird, der für eine solche Versiche-
rungsprämie benötigt wird, damit
keine zusätzlichen Kosten auf die Ar-
beitnehmer zukommen. Daher hat der
Gesetzgeber aufgrund der vorliegen-
den Unfallsstatistik sofort zu handeln
und die Versicherungspflicht für Frei-
zeitunfälle sofort einzuführen.
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Seit Anfang Dezember 2008 steht
für die Bestätigung der Gültigkeit
einer Umsatzsteuer-Identifika-
tionsnummer (UID) neben der Stu-
fe 1 auch die Stufe 2 über Finanz–
online zur Verfügung (http://finan-
zonline.bmf.gv.at). Die UID-Num-
mer wird von den EU-Mitglied-
staaten den Unternehmern zuge-
teilt und dient dazu, die Unterneh-
mereigenschaft nachzuweisen. Die
richtige UID des Kunden im
Binnenmarkt ist Grundvorausset-
zung für die Steuerfreiheit der
innergemeinschaftlichen Lieferun-
gen. Es gibt zwei Informationsstu-
fen. Beim einfachen Bestätigungs-
verfahren (Stufe 1) wird nur die
Gültigkeit der vergebenen UID
überprüft. Beim qualifizierten Be-
stätigungsverfahren (Stufe 2) wird
die Gültigkeit der UID in Verbin-
dung mit einem bestimmten Namen
und einer bestimmten Adresse
überprüft. Die Bestätigungsanfra-
gen können entweder schriftlich,

mit Telefax oder telefonisch einge-
reicht werden beim UID-Büro des
BMF (A 4975 Suben 25, Tel.
0810/005310, Fax Dw. 12). Die Be-
stätigung gilt als Beleg und muss
aufbewahrt werden. Eine Anfrage
nach Stufe 2 wird vor allem dann
angebracht sein, wenn Zweifel an
der Richtigkeit der Angaben des

Warenempfängers bestehen, wenn
mit einem Geschäftspartner Ge-
schäftsbeziehungen aufgenommen
werden, bei Gelegenheitskunden
und bei Abholfällen. Leider wird
seitens der Finanz kein ausreichen-
der Vertrauensschutz auf die Gül-
tigkeit der Nummer gewährt.
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Steuerliches

Man unterscheidet zwischen Grund-
freibetrag und investitionsbeding-
tem Freibetrag.

Der Grundfreibetrag steht von Amts
wegen zu und wird bei der Veranla-
gung der Einkommensteuer für 2010
automatisch berücksichtigt. 
Er beträgt 13 % vom Gewinn, aber
maximal von 30.000 Euro (also ma-
ximal 3.900 Euro).

Der investitionsbedingte Freibetrag
kommt nur dann zum Tragen, wenn
der Gewinn über 30.000,-- liegt. 

Dann können vom darüberliegenden
Teil des Gewinns ebenfalls 13 %
Freibetrag geltend gemacht werden,
wenn im entsprechenden Ausmaß
investiert wird.

Für solche Investitionen in Frage
kommen: abnutzbare Wirtschaftsgü-
ter des Anlagevermögens (auch Ge-
bäude) mit einer Nutzungsdauer von
mehr als 4 Jahren oder begünstigte
Wertpapiere.
Höchstsumme des Freibetrags
(Grundfreibetrag plus Investitions-
freibetrag) ist 100.000 Euro.

Beispiel:
Gewinn 20.000,--: automatischer
Grundfreibetrag 2.600,--

Gewinn 50.000,--: 
Grundfreibetrag 3.900,-- + Investi-
tionsfreibetrag 2.600,--

Gewinn 120.000,--: 
Grundfreibetrag 3.900,-- + Investi-
tionsfreibetrag 11.700,--

Der neue Gewinnfreibetrag steht al-
len natürlichen Personen zu, die be-
triebliche Einkunftarten erzielen,
also für Gewerbetreibende, Gesell-
schafts-Geschäftsführer, Freie Beru-
fe etc.

Wer den Gewinn oder die Betriebs-
ausgaben pauschaliert, kann aller-
dings nur den Grundfreibetrag in
Anspruch nehmen.

Die Regelung gilt ab der Veranla-
gung 2010.

Der RFW empfiehlt, jedenfalls – ins-
besondere auch, was den Übergang
von der bisherigen Begünstigung für
nichtentnommene Gewinne auf die
neue Regelung betrifft, mit Ihrem
Steuerberater die Details zu klären.

Neuerungen im Steuerrecht

Gewinnfreibetrag ab 2010

UID-Abfragen: Die zwei Stufen
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Wirtschaft

"Während es für österreichische
KMU’s nach wie vor schwierig ist,
Kredite von den heimischen Banken
zu bekommen und mittlerweile viele
Betriebe vom Zusperren bedroht
sind, werden immer mehr brisante
Details des Bankenhilfspakets be-
kannt", stellt der freiheitliche Bud-
getsprecher NAbg. Alois Gradauer,
stellvertretender FPÖ-Landespartei-
obmann in Oberösterreich fest.
Als “Verschaukelung der österreichi-
schen Steuerzahler” bezeichnet Gra-
dauer die Tatsache, dass die Banken
die Zinsen für die erhaltenen Milliar-
den nur dann an den Staat bezahlen
müssen, wenn Gewinne erwirtschaf-
tet werden. "Diese Zinseinnahmen
sind zwar im Budget der nächsten
Jahre kalkuliert, werden aber höchst-
wahrscheinlich ausbleiben. Das wird

das Budgetdefizit nochmals um eini-
ge Milliarden vergrößern", befürchtet
Gradauer. Darüber hinaus kritisiert
Gradauer die klammheimliche Auf-
stockung des Bankenhilfspakets um
weitere fünf Mrd.Euro unter dem
Deckmantel des Ausfuhrförderungs-
verfahrens. 
Wie aus einer aktuellen Anfragebe-
antwortung des Finanzministers her-
vorgehe, haben einige Banken, allen
voran die Raiffeisenbank, schon vor
dem Bankenhilfspaket Geld vom
Staat erhalten. "Das ist ein unglaub-
licher Skandal. Den Banken wird
nicht nur durch das 100 Mrd. Euro
schwere Bankenhilfspaket aus der
selbst verschuldeten Misere geholfen,
sondern auch die Exportförderung
wird missbraucht, und den Banken
nachgeworfen, obwohl diese über-

haupt nicht dafür gedacht ist, Speku-
lationsverluste abzudecken", stellte
der freiheitliche Budgetsprecher ver-
ärgert fest."Die FPÖ hat als einzige
Partei gegen die Aufstockung des
Haftungsrahmens für staatliche Ga-
rantien und Wechselbürgschaften bei
Exportgeschäften von 45 Mrd. auf 50
Mrd. Euro gestimmt. Jetzt stellt sich
heraus, dass dieses Geld nur für den
Raiffeisenkonzern locker gemacht
wurde", so Gradauer abschließend.

Heimliche Aufstockung des Bankenhilfspaketes um 5 Mrd. Euro

Gradauer kritisiert Missbrauch der 
Exportförderung durch Banken

Angesichts des unabsehbaren Endes
der Finanz- und Wirtschaftskrise
und der Horrorzahlen in Bezug auf
die Arbeitslosigkeit, verlangte der
freiheitliche Wirtschaftssprecher im
Nationalrat, NAbg. Bernhard The-
messl, die Anhebung der Freibeträ-
ge beim Dienstgeberzuschlag, der
Kommunalsteuer und dem Dienst-
geberbeitrag zum FLAF. Eine deut-
liche Anpassung würde vielen Ar-
beitgeberbetrieben helfen, denn
auch hier schlägt die kalte Progres-
sion zu und eine Anpassung ist seit
vielen Jahren ausgeblieben.
Größere Unternehmungen können
nämlich leichter via Kurzarbeit, Bil-
dungskarenz oder anderer Formen
die Lohnkosten vorübergehend mi-
nimieren. Kleinstbetriebe (bis 9 Mit-
arbeiter) haben diese Möglichkeiten
- in diesem Ausmaß - nicht. Faktum

ist aber, dass weit mehr als 200.000
heimische Kleinstbetriebe durch ih-
ren permanenten und persönlichen
Einsatz rund 550.000 Arbeitsplätze
in Österreich sichern. 
Die Politik - allen voran die
Bundesregierung - hat in dieser
schwierigen Zeit Voraussetzungen
zu schaffen, die nicht nur der Groß-
industrie, sondern auch den kleine-
ren Betrieben zur Verfügung stehen.
Derzeit hat man den Eindruck, dass
die Bundesregierung hierfür kein
Ohr hat und sämtliche Maßnahmen
an der Industrie ausgerichtet wer-
den. Das wichtige wirtschaftliche
Zusammenspiel zwischen Groß- und
Kleinbetrieben wird politisch aus-
gehöhlt und Groß gegen Klein
gegeneinander ausgespielt.

Wirtschaftsminister Mitterlehner
und Sozialminister Hundsdorfer

müssen endlich aufwachen und den
Tatsachen in die Augen schauen. Die
ständige Schönrederei ist nicht aus-
zuhalten - jeder Arbeitslose ist einer
zu viel! Es müssen umgehend effi-
ziente und wirkungsvolle Maßnah-
men gesetzt werden, damit die Be-
schäftigung auch in den Kleinstbe-
trieben gesichert werden kann. Die
Menschen in unserem Land haben
ein Anrecht und einen Anspruch
darauf, dass die Rahmenbedingun-
gen angepasst werden und mit allen
zur Verfügung stehenden Mitteln
gegen Arbeitslosigkeit vorgegangen
wird.

Wirtschaftssprecher NAbg. Bernhard Themessl:

Lohnnebenkostensenkung
für Kleinstbetriebe!
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Wissen

Das größte Problem im Land ist nicht
die Finanz- und Wirtschaftskrise,
sondern die Vertrauenskrise in die Po-
litik. Diese hat, wie das jüngste Bei-
spiel Kurzarbeit zeigt, völlig versagt.
Der Politik ist es nicht gelungen, die
Rahmenbedingungen für die Wirt-
schaft so zu stellen, dass diese rasch
und effizient auf Krisen reagieren
kann. Im Gegenteil - sinnlose Vor-
schriften, Normen und bürokratische
Hindernisse haben die Wirtschaft
zum Zuschauen verurteilt. Wirt-
schaftlich vernünftiges Handeln ist
mit dieser Politik nicht mehr möglich! 

Daher muss das Handeln wieder dort-
hin geführt werden, wo die Entschei-
dungen zu treffen sind -  also weg von
den Sozialpartnern und der Politik –
und zurück in die Unternehmen!
Denn genau dort wird der Überle-
benskampf geführt. An dieser Front
müssen die Entscheidungen getroffen

werden und nicht in den Tintenbur-
gen der Verwaltung und der Politik.

Die Wirtschaft braucht eine Notge-
setzgebung, die ihr erlaubt, „Unter-
nehmerkillergesetze“, wie Kurzarbeit
nur mit Behaltefrist, Basel II oder das
starre Arbeitszeitgesetz, außer Kraft
zu setzen, um gemeinsam mit allen
Erwerbstätigen eine Überlebensstra-
tegie für den betroffenen Betrieb
maßgeschneidert umzusetzen.
Leider hat die Politik das Vertrauen
der Wirtschaft enttäuscht und die
Macht nicht im Sinne einer gesunden
Volkswirtschaft eingesetzt. Sogar die
gesunden Spielregeln des Marktes hat
sie nicht verstanden, sondern so mas-
siv beeinträchtigt, dass das gewachse-
ne Wirtschaftsystem zusammenzu-
brechen droht. Wer mit Macht nicht
umgehen kann, dem muss man sie
wieder nehmen. Denn Macht ohne
Vertrauen in die Fähigkeit der Macht-

haber kann fatale Folgen für die ge-
samte Gesellschaft und deren Wohl-
stand haben!
Wir können den Wirtschaftsstandort
nur dann nachhaltig sichern, wenn
wir die Sozialpartner sowie die Poli-
tik für die Dauer der Krise karenzie-
ren, damit nicht noch mehr Unheil
angerichtet wird.

Daher verabschiedet der RFW-
Bundesvorstand folgende
R E S O L U T I O N:
Aufgrund der nicht mehr reparierba-
ren Vertrauenskrise in die Politik ver-
langen wir vom Parlament den Be-
schluss eines Notgesetzes. Den Betrie-
ben muss erlaubt sein, eigenständig
und ohne Einfluss der Sozialpartner
und der Politik, einzig und allein im
Einvernehmen mit allen im Betrieb
Betroffenen, maßgeschneiderte Über-
lebensstrategien zu treffen und umzu-
setzen.

Resolution des Bundes RFW:
Vertrauenskrise in die Politik verlangt nach Notgesetzgebung!

Der Abbruch der Verhandlungen des
Verbands Druck und Medientechnik
mit der GPA hat deutlich gemacht,
dass der ÖGB kein Verhandlungs-
partner für die Wirtschaft sein kann
und darf. Die völlig abgehobenen Ge-
werkschaftsbonzen erweisen sich
nämlich mit ihren absurden Forde-
rungen als die Killertruppe der Wirt-
schaft.

Bundesobmann Amann dazu: „Diese
Leute, die die Gelder ihrer Mitglieder
auf dem Altar der Heuschrecken ge–
opfert und damit die ausländische
Konkurrenz zum Nachteil der heimi-
schen Arbeitsplätze gefördert haben,
haben nichts mehr zu melden. Ihre
absurden Forderungen sollen sie beim
Salzamt einbringen, dort sind sie be-
stens aufgehoben. Mich als Unterneh-
mer interessiert nicht, was für die
GPA nicht verhandelbar ist. Ich rufe

zum Ungehorsam der Unternehmer
gegenüber der Gewerkschaft auf und
verlange erneut ein Notgesetz, das der
Wirtschaft ermöglicht, mit Betriebs-
vereinbarungen handlungsfähig zu
sein und der Krise zu trotzen.“

Die GPA hat weder etwas zu verlan-
gen und schon gar nichts zu fordern.
Sie sollen aus dem täglichen Wirt-
schaftsleben endlich verschwinden
und jene die Krise bewältigen lassen,
die davon etwas verstehen, nämlich
die Unternehmen mit ihren Mitarbei-
tern. Die Sozialpartnerschaft ist tot,
die Diktatur der Gewerkschaftsbon-
zen darf die Wirtschaft nicht weiter
hinnehmen. Der Zweck heiligt die
Mittel und der Erhalt des Wirt-
schaftstandortes mit all den Arbeits-
plätzen geht nur ohne diese abgeho-
benen und realitätsfremden Gewerk-
schaftsbonzen.

Gewerkschaft entwickelt sich immer mehr zum Wirtschaftsstandort-Killer!
Aufruf zum Ungehorsam gegenüber den völlig abgehobenen Gewerkschaftsbonzen!
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Kriminelles

Saison macht Diebe
Fast ein Drittel der Firmen- und Ge-
schäftseinbrüche geht auf organi-
sierte Kriminalität zurück. Die Or-
ganisation dahinter sitzt z.B. in Ru-
mänien, Georgien, Moldawien oder
Ungarn. Oft wird tagelang genau
ausgekundschaftet, wie sich ein Ein-
bruch oder Diebstahl am besten be-
werkstelligen lasse.
Wie z. B. vor kurzem in Vöcklabruck
(OÖ.): Dort fiel Beamten der Dieb-
stahlgruppe des Landeskriminal-
amts ein PKW mit zwei Insassen auf,
die sich betont unauffällig in der
Nähe eines Schmuckgeschäftes be-
wegten. Nach abenteuerlicher Ver-
folgungsjagd konnten die Verdächti-
gen in Wien und Ungarn festgenom-
men werden.
Insgesamt werden ihnen fünf Ein-
brüche in Juweliergeschäfte und
mehrere PKW-Diebstähle mit einem
Gesamtschaden von 450.000,-- zur
Last gelegt.

Wie kann man sich als Geschäftsin-
haber schützen ?
Schäden durch Einbrüche lassen
sich verhindern durch:

Mechanische Maßnahmen:
Sicherung der Türen und Fenster,
aber auch der Schaufenster, Vitrinen
etc. Schwachstellen sind oft Hoffen-
ster, Oberlichten oder Kellerschäch-
te sowie Hinter- oder Lieferanten-
eingänge.

Elektronische Maßnahmen:
Zur Überwachung außen und innen
können Alarmanlagen, Glasbruch-
melder, Lichtschranken, Bewe-
gungsmelder usw. eingesetzt wer-
den.

Schutz während der Geschäftszeiten:
Spiegel, Kameras zur Beobachtung
des gesamten Geschäftsraumes, Wa-
rensicherungssysteme.

Eigenes Verhalten:
Oft wird der Schauplatz von den Tä-
tern beobachtet, bevor eingebrochen

wird. Hier sollte man jeden Verdacht
ernst nehmen. Die Polizei kann die
Verdächtigen zur Rede stellen und
überprüfen, besser einmal zu oft als
einmal zu wenig.

Daß der Bargeld- bzw. Kassenbestand
möglichst niedrig gehalten werden
soll und zum Beispiel während der
Kassenabrechnung der Betrieb ver-
sperrt sein sollte, ist selbstverständ-
lich. Für Geldtransporte zur Bank
(z. B. Nachttresoreinwurf) immer ver-
schiedene Wege und Zeiten wählen.

Dokumentation für Versicherung
Wann haben Sie das letztemal Ihre
Versicherungspolizze geprüft? Ist
der Stand des Versicherungswerts
noch aktuell? Gibt es eine ausrei-

chende Dokumentation über Waren
und Einrichtung im Geschäft/Be-
trieb, um die Anzahl und den Wert
gestohlener Ware der Versicherung
glaubhaft darlegen zu können? 
Sind Seriennummern von Geräten
notiert?

Alles Fragen, die man sich jedenfalls
stellen sollte, bevor etwas passiert
ist.

Übrigens: Viele zusätzliche Infos
sowie alle Möglichkeiten zur Bera-
tung findet man unter: 
www.kripo-online.at, unter 
www.bmi.gv.at/cms/bk/praeven-
tion/ bzw. unter www.bundespoli-
zei.gv.at/lpk/kriminalitaetsbe-
kaempfung.asp

Foto: AXA Winterthur
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Tourismus

FPÖ-LO und RFW Mitglied Gerald
Hauser  erhebt nicht nur Forderun-
gen, sondern ist auch selbst aktiv. Als
Obmann der Urlaubsregion Defereg-
gental hat der renommierte Touristi-
ker seine Heimat auch vielen Kroaten
als Urlaubsziel ans Herz gelegt. Mit
Erfolg. Das beweisen die laufend zu-
nehmenden Übernachtungen kroati-
scher Gäste.
RFW Hotelier Christian Jessacher aus
dem Defreggental, sieht die Bemü-
hungen Hausers als nachhaltige und
kontinuierliche Bewerbung von Defe-
reggental-Urlauben in Kroatien. Die
gelungene Präsentation der Urlaubs-
region Defereggental vor zwölf re-
nommierten kroatischen Reiseveran-
staltern in Zagreb war ein großer me-
dialer Erfolg. Insbesondere für die
Wintersaison 2009/2010 rührte Hau-
ser mit einer kleinen Gruppe die Wer-
betrommel. Die Urlaubsregion hofft
nun, dass möglichst viele Reiseveran-
stalter Deferegger Beherberger in ihr
Angebot aufnehmen und dadurch
noch mehr Kroaten als Gäste gewon-
nen werden können.
Hauser bemüht sich laufend um die
Ankurbelung des Tourismus und
wirbt schon seit 25 Jahren in Kroa-
tien. Allein die Kooperation mit dem
Skiclub Zagreb - der Obmann der Ur-
laubsregion ist wegen seiner Verdien-
ste zu dessen Ehrenpräsidenten er-
nannt worden - hat im letzten Winter
für tausende Übernachtungen ge-
sorgt. Weiters ist es Hauser gelungen,
Janica und Ivica Kostelic als Ehren-
botschafter des Defereggentals zu ge-
winnen. „Janica Kostelic hat das Ski-
fahren im St. Jakober Skigebiet
Brunnalm gelernt, ihr Bruder Ivica
trainiert immer wieder im Defereg-
gental“, so Hauser. Janica Kostelic ist
mit viermal Gold und zweimal Silber
die erfolgreichste alpine Skirennläu-
ferin der Olympia-Geschichte und in
ihrer Heimat wegen hoher Sympa-
thiewerte ein exzellenter Werbeträger
fürs Defereggental.

Hauser hat zudem Urlaube im Defe-
reggental mehrmals wochenlang auf
dem Weihnachtsmarkt in Zagreb an-
gepriesen und das Urlaubsangebot bei
Auftritten von Krampus- und Niko–
lausgruppen sowie der Musikkapelle
Bannberg und Kunstausstellungen
präsentiert. Die Bemühungen fruch-
ten, wie folgendes Beispiel zeigt: Im
Jänner 2009 hat sich das Defereggen-
tal über einen 25-prozentigen Nächti-
gungszuwachs bei den Kroaten, deren
Marktanteil auf 15,5 Prozent gestei-
gert werden konnte, freuen können.
Hauser hat auch einfädeln können,
dass Aleksandra Grdic und Dino Bo-
bicic, die regierende Miss Kroatien
und der regierende Mister Kroatien,
die Werbetrommel fürs Defereggental
rühren: „Story, Kroatiens bekannte-
stes Lifestyle-Magazin, das 140.000
Stück Auflage hat, hat eine sechsseiti-
ge Story über den Aufenthalt von
Aleksandra Grdic, Dino Bobicic und
Marko Grubnic, Kroatiens vermutlich
bekanntestem Stylisten, bei uns im
Defereggental gebracht.“ Die Werbe-
wirksamkeit war und ist auch deshalb
groß, weil die Miss Kroatien in ihrer

Heimat eine bekannte TV-Moderato-
rin und ein beliebtes Modell ist, das
immer wieder in quotenträchtigen
Fernsehshows auftritt. „Fast alle kro-
atischen Internetforen und der kroati-
sche Privat-Fernsehsender Nova, der
eine große Reichweite hat, haben ver-
kündet, dass die Miss Kroatien im De-
fereggental urlaubt. Zudem reiste ein
Nova-Team zwecks ausführlicher Be-
richterstattung an“, freute sich Hau-
ser. Der Bericht wurde in einer belieb-
ten Show ausgestrahlt. Aber auch an-
dere kroatische Medien, etwa 24sata,
die auflagenstärkste kroatische Bou-
levardzeitung, haben berichtet. 
„Ich war schon als Modell in Wien,
aber noch nie im Winter in Österreich.
Eine so wunderbare und schöne Win-
terlandschaft habe ich noch nie gese-
hen“, staunte und lobte Grdic. Die
Miss verriet: „Auch der Mister Kroa-
tien und der Stylist Grubnic, der mit
uns mitgekommen ist, hatten etwa auf
den Skipisten viel Spaß und Freude.“
Die drei Kroaten sind sich einig: „Die
Winteridylle ist einmalig, das Skige-
biet toll. Und die Deferegger Köstlich-
keiten munden hervorragend.“

Auch den schönsten Kroaten 
gefällt’s im Defereggental

Ein Politiker ist als Touristiker äußerst rege und sehr erfolgreich - Miss und Mister Kroatien lobten Winter-
idylle, Pisten und Tiroler Schmankerln - Laibacher Kaffeehaus wurde in ein Bergweihnachtsdorf verzaubert

Gerald Hauser, Aleksandra Grdic und Dino Bobicic, die regierende Miss Kroatien und der
regierende Mister Kroatien, und Stylist Marko Grubnic im Skigebiet Brunnalm (von links).
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“Es kann nicht sein, dass Tankstel-
lenpächter  ihren Umsatz als Be-
rechnungsgrundlage für die Tiroler
Tourismusabgabe heranziehen mü-
sen.”, so der dynamische RFW Ob-
mannstv. Joe Bellinger aus Kössen!
Den Tankestellenpächtern bleibt
vom Umsatz nur  1, 5 bis 2 % (!!).
“Viele Tankstellen sind vom Zusper-
ren bedroht und halten sich nur
durch ihre Shops und Waschstrassen
über Wasser,” unterstützt LO Vesco-
li die Bemühungen des jungen
Unterländer Unternehmers.
“Wir werden auch im Amt der Tiro-
ler Landesregierung vorstellig wer-

den, um für unsere Unternehmer ei-
ne Reduzierung der Tourismusabga-
be zu errreichen,” so Joe Bellinger..

RFW Obmann Winfried Vescoli
sieht sehr wohl die schwierige Situ-
ation der Tiroler Tourisumbetriebe.
”Das kann aber eine Anpassung an
eine neue Zeit nicht von vornherein
verhindern, das muss zumindest ei-
ner ausführlichen Diskussion  zuge-
führt werden. Wo ein Wille, da ein
Weg. Diese Bemessung des Touris-
musbeitrags ist auch in anderen Be-
reichen nicht von großer Gerechtig-
keit gezeichnet!” 

RFW LandesobmannStv. Joe Bellinger:

Änderung der Tourismusabgabe
für Tankstellenpächter nötig!

Joe Bellinger, Stellvertreter des Tiroler RFW-Landesobmannes,
macht auf die Ungerechtigkeiten bei der Tourismusabgabe auf-
merksam. Landesobmann Vescoli unterstützt ihn bei seiner For-
derung.
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In den 90ger Jahren gab es die Insol-
venz des Konsums. Führung und Auf-
sichtsrat waren dort ausschließlich in
roter Hand. Tausende Mitarbeiter
brauchten einen neuen Arbeitsplatz,
ganze Pakete von Einkaufsstellen
gingen an ausländische Investoren
und abertausende Gewerkschaftsmit-
glieder haben ihre Genossenschafts-
anteile verloren. Vom kleinen Gemü-
selieferanten bis zum Großkonzern
mussten die Gläubiger auf 60 % ihrer
offenen Forderungen verzichten. Das
offizielle Österreich schwieg dazu.
Die BAWAG -Spitze spekulierte und
verlor dabei Milliarden. Über politi-
sche Verbindungen zu Zeiten, als man
eigentlich pleite war, hatte man mit
Geld, das man eigentlich gar nicht
mehr hatte, die PSK Bank mit lukra-
tiven Beteiligungen (Nationalbank,
Casino Austria und Lotterie), die man
dann nach oben neu bewertete, um
überhaupt bilanzieren zu können,
übernommen. Wie damals schlief das
offizielle Österreich, als die dann
schwer angeschlagene BAWAG an ei-
ne – ach so verteufelte Heuschrecke –
verkauft wurde. Selbst der ÖGB mus-
ste um sein Überleben zittern. Dabei
waren die ÖGB- Spitzenfunktionäre
jahrzehntelang Aufsichtsratsvorsit-
zende der BAWAG.
Aber das war nicht alles. Das Flag-

schiff der österreichischen Banken-
landschaft, die Bank Austria wurde
ebenfalls ein Opfer der Politik. Ent-
standen aus der Zentralsparkasse der
Stadt Wien und der schwer ange-
schlagenen Länderbank, damals
schon mit Steuermilliarden mit Ein-
fluss der roten Reichshälfte saniert
und gegen den Willen der bürger-
lichen Reichshälfte mit der CA fusio-
niert und damit mit mehr als 300 In-
dustrie- , Tourismus und Bankenbe-
teilungen für ausländische Investoren
interessant gemacht, wurde dieses
Riesenpaket an österreichischem Fa-
miliensilber an die Hypo Vereinsbank
verscherbelt. Großaktionäre, wie die
Stadt Wien, die Wiener Städtische
oder Wüstenrot wurden mit einem
Aktientausch bezahlt. 
Und dann der Überhammer: Diese
Aktien verloren innerhalb eines Jah-
res rund 2 Mrd. Euro an Wert und
tausende Kleinaktionäre sind mit ih-
rer Altersvorsorge –Absicherung ba-
den gegangen. 

Und was unternahm das offizielle
Österreich? Man kämpfte gegen den
Kauf von 24 Abfangjägern, die unter
roten Bundeskanzlern bestellt wur-
den, deren Anschaffungsreis weit un-
ter den Aktienverlusten aus dem
Bank Austria Deal war.

Trotz der Tatsache, dass Österreichs
Spitzenbanker aus der CA-BV auch
im Vorstand der Hypo Vereinsbank
saßen, war ihnen offenbar nicht be-
kannt, dass diese Bank selbst schwer
angeschlagen war und zum Überle-
ben an die italienische Unicredit ver-
kauft werden musste. Bemerkenswert
dabei, dass die Unicredit, um über-
haupt positiv bilanzieren zu können,
auf die Überschüsse aus dem Ge-
schäftsbereich der Bank Austria an-
gewiesen war. 

Ein Flug zu einem der Drahtzieher
des Deals, der nun in Kanada weilt,
und seine Befragung könnte Auf-
schluss geben. Ich meine, ein Zwang
zum Verkauf der Bank Austria war
demnach offensichtlich nicht gege-
ben. Wer hatte also ein Interesse dar-
an? Bis zur Klärung dieser Frage gilt
für alle natürlich die Unschuldsver-
mutung.

Das wären Dinge, für die sich unsere
Politiker interessieren sollten. Das
wären Themen für das offizielle
Österreich, schließlich geht es dort
auch um Steuermilliarden. Man
könnte Bücher darüber schreiben.
Aber selbst, wenn es jemand tun wür-
de, wer hätte wirklich Interesse dar-
an?

Kommentar Komm.Rat Winfried Waibel

Ist die Politik wirtschaftspolitisch
überhaupt noch handlungsfähig?

Die derzeitige hohe Steuerlast für
Unternehmen ist den Grünen offen-
bar noch nicht genug. Sie wollen
nicht nur neue Steuern einführen,
sondern auch bestehende erhöhen.
So sollen – geht es nach den Grünen –
die Vermögenssteuer wieder einge-
führt werden, ebenso die Erbschafts-
steuer und die Schenkungssteuer.
Dazu gibt es auch schon konkrete

Vorschläge, die besonders kleine Be-
triebe belasten würden.
Wer z. B. ein Haus mit Werkstatt
(Wert gesamt rund 300.000,--) hat,
müßte mit mindestens 1.500 Euro
neuer Steuer rechnen.
Die weiteren Belastungsideen der
Grünen:
PKW-Maut auf allen Straßen einfüh-
ren – Vorschlag rund 3 Cent pro km:

für einen Handelsvertreter mit einer
Fahrleistung von 35.000 km wären
dies mehr als 1.000 Euro Zusatzbela-
stung.
Auch die LKW-Maut soll erhöht wer-
den, detto die Abgaben auf Diesel,
Erdgas, Erdöl, Kohle und auf Strom.
Allein die Zusatzbelastung der Auto-
fahrer und Frächter würde mehr als
3.000 Millionen Euro ausmachen.

Grüne wollen höhere Steuern
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unter der Lupe

„Achtung Falle! Sie halten sich immer im selben Kreis von Gleichgesinnten auf und
suchen erst dann andere Kontakte, wenn frau sie benötigt.“

So beginnt der wohlmeinende Ratschlag des business frauen center zum Thema
Netzwerken. Was „Netzwerken“ eigentlich ist, wird dann schnell in einem Satz erklärt:
„Manche Menschen kennen einfach immer jemanden, der ihnen weiter hilft.“

Naja, jetzt wissen wir‘s. Um‘s mit Verona zu sagen: Da werden Sie geholfen.

Allerdings: Kleine Unterschiede gibt’s schon. Die Freunde und Helfer des Herrn Els-
ner haben eine bzw. zwei Millionen geboten, leider zu wenig, um ihn aus dem Häfn
zu holen. Julius M. der Fünfte organisierte sich aus seinem internationalem Netzwerk
in rekordverdächtiger Zeit 100 Millionen und war nach 2 Tagen aus dem Knast her-
außen. Vielleicht sollte sich der unter chronischem Finanzmangel leidende Minister
Pröll auch nach einem solchen Netzwerk umsehen. 

Wobei der nach außen bieder wirkende Bauernbündler nicht nur dank seines Onkels
ohnehin viele – wie sagt man korrekt? – persönliche Beziehungen hat, die ihm „wei-

ter helfen“. Man stellt sich halt gern gut mit einem Mächtigen und vom hochgeprie-
senen Netzwerk zur mit Faßgeruch ausgestalteten Freunderlwirtschaft ist oft nur ein
kleiner Schritt. Und letztere, die Freunderlwirtschaft, kommt derzeit besonders weit
herum in Österreich.

Noch vor wenigen Jahren lancierte der Altlinke Josef Cap eine scharfe Anfrage an
den damaligen Finanzminister. Titel: Freunderlwirtschaft statt Wirtschaftspolitik.

Und heute? Heute sitzt der Cap mit in der Kuschelkoalition. Freunderlwirtschaft? Nie
gehört.

Eben, ist doch alles Netzwerken, meint

Ihr 
Agilus

Netzwerken 

„Bemerkenswert“

Zitate....................................

Startschuß für neues Durst-For-
schungszentrum. 
Leicht irreführende Schlagzeile,
es geht nämlich um eine Investi-
tion der Firma Durst-Phototech-
nik.

FKK-Geländer am Wörthersee wird
Naturschutzgebiet.
ORF-Ticker Schlagzeile. Frage
nur: wie hoch ist das Geländer?

Aktuelle Events: 2.6.09: Landeslei-
tungssitzung
Ankündigung auf der Website des
roten Wirtschaftsverbandes
Was halt alles ein Event ist .....

“Lieber Roland Kotz, äh Koch ...”
Freudscher Versprecher Angela
Merkels beim CDU-Parteitag

“Ich bin wie ich bin. Die einen ken-
nen mich, die anderen können
mich.”
Konrad Adenauer

Werben um Schas.
Ebenfalls leicht irreführende Ti-
telzeile eines Kommentars in der
FAZ zur Regierungsbildung in Is-
rael.

Nun hebt und senkt man das obere
Bein, ohne es zwischendurch abzu-
legen.
Aus der Trainingsanleitung „Klug
+ Fit“ des Unterrichtsministeri-
ums. Bloß: Wie legt man ein Bein
ab?

Es wird herzlich gebeten die Män-
ner gesetzt zu pissen.
Hinweis auf der Toilette des Rifu-
gio Chierego, Malcesine/Italien
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Wenn wir Ihnen helfen können - rufen Sie uns an!
RFW  Hotline: Gf Brigitta Sarg 0664/ 88445857
RFW Obmann  Komm.-Rat Winfried Vescoli 0676/4171771

Können wir Ihnen helfen?

Adresse.............................................

Ich möchte dem RFW beitreten Schicken Sie mir Informationen

Name................................................

Telefon...............................................
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